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V

Vorwort zur 4. Auflage

Der Gemeinnützigkeitssektor und damit auch das der gemeinnützigen GmbH (gGmbH) 
zugrunde liegende Normengefüge sind in Bewegung, die große Reform des Gemein-
nützigkeitsrechts stand für 2020 auf der Agenda der großen Koalition. Dann kam 
zunächst ein zögerlicher Finanzminister, der Ende 2019 die bisherigen Planungen des 
Resorts über den Haufen warf (ZEIT vom 29. November 2019) und schließlich die 
Corona-Krise, die alle Zeitpläne bis auf Weiteres zu Makulatur machte.

Die geplanten, aber noch nicht umgesetzten Änderungen des Gemeinnützigkeitsrechts, 
insbesondere die Erweiterungen der Unmittelbarkeits-Regelungen (die Einfluss auf die 
Auslagerung von Tätigkeiten hätten) und die Änderungen der Freigrenzen für wirtschaft-
liche Geschäftsbetriebe sind bislang also nicht umgesetzt und lassen weiter auf sich warten.

In Krisen wie der aktuellen Corona-Krise zeigt sich erneut die Bedeutung des 
Gemeinnützigkeitsrechts. So reagiert die Politik im Jahr 2020 kurzfristig auf die 
besonderen Einflüsse, indem etwa gemeinnützigen Trägern ermöglicht wird, auch ohne 
entsprechende Satzungsregelung Hilfen für die Bewältigung der aktuellen Pandemie zu 
erbringen. Diese Regelungen verdeutlichen die große gesellschaftliche Relevanz des 
Gemeinnützigkeitsrechts, ohne für dieses Werk grundlegende Bedeutung zu haben.

Seit dem Erscheinen der 3. Auflage dieses Buches haben insbesondere die grund-
legende Überarbeitung des Anwendungserlasses zur Abgabenordnung (AEAO) sowie 
zahlreiche Urteile des BFH und der Finanzgerichte das Gemeinnützigkeitsrecht in seiner 
konkreten Anwendung beeinflusst.

Das vorliegende Handbuch zur gGmbH erscheint inzwischen in der vierten Auflage. 
Es füllt eine Lücke in der steuerlichen und rechtlichen Literatur in Deutschland, da trotz 
der großen Verbreitung der gemeinnützigen GmbH in der Praxis neben dem vorliegenden 
Werk keine aktuelle umfassende Darstellung dieser Rechtsform und ihrer Sonder-
probleme existiert.

Die Neuauflage berücksichtigt umfassend die aktuelle Rechtsprechung und die 
gesetzlichen Änderungen. Darüber hinaus wurde die vierte Auflage gegenüber den 
Vorauflagen grundlegend überarbeitet und in Teil 5 stringenter strukturiert. Die Struktur 
des Buches orientiert sich jetzt noch stärker an den Bedürfnissen der Praxis, ohne aber 
grundlegende Fragestellungen des Gemeinnützigkeitsrechts zu vernachlässigen.
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Die Darstellung trennt klar zwischen Gesellschaftsrechtlichen Fragestellungen (Teil 
2), Grundlegenden Veränderungen im Leben der gGmbH (Teil 3) und den Steuerlichen 
Anforderungen (Teil 5), wobei in diesem Teil die Fragen der laufenden Geschäfts-
tätigkeit besprochen werden. Die Muster wurden grundlegend überarbeitet und soweit 
erforderlich, der aktuellen Rechtslage angepasst. Die vielfältigen Anmerkungen und Hin-
weise unserer Leserschaft, für die wir dankbar sind, haben wir umfassend berücksichtigt.

Wie schon zu den Vorauflagen freuen wir uns auf Hinweise und Kritik unserer Leser 
unter berlin@weidmann-law.de.

Berlin, Hamburg und Dresden  
im April 2020

Dr. Christina Weidmann
Dr. Ralf Kohlhepp
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